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Abréviations

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

ARE Bundesamt für Raumentwicklung

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

ARE Office fédéral du développement territorial
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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Droit foncier

Gleich nach Annahme der Zweitwohnungsinitiative setzte das UVEK eine Arbeitsgruppe
unter Leitung des ARE zur Ausarbeitung einer Übergangsverordnung zur Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative ein. Primär war die Arbeitsgruppe angehalten, den
Zweitwohnungsbegriff zu klären und die Übergangsbestimmungen zu konkretisieren.
Ende Mai präsentierte die Arbeitsgruppe den ersten Verordnungsentwurf. Bei der
Auslegung des Zweitwohnungsbegriffs zeigten sich die Befürworter und Gegner der
Initiative einig: Als Zweitwohnung gelte jedes Objekt, welches nicht als Erstwohnung
genutzt werde. Gemeinden, welche bereits über einen Zweitwohnungsanteil von mehr
als 20 Prozent verfügen, dürften Zweitwohnungen jedoch weiterhin bewilligen, sofern
es sich dabei um «warme Betten» handle. Dabei wurde der Begriff der «warmen
Betten» allerdings nicht über quantitative Kriterien, wie beispielsweise über die
jährliche Belegungszeit in Wochen, definiert. Zweitwohnungen sollen dann als mit
warmen Betten ausgestattet gelten, wenn eine professionelle Vermarktung der
Wohnungen durch dauerhafte Präsenz auf einer Vermietungsplattform angestrebt wird.
Des Weiteren soll der Besitzstand garantiert bleiben: Zweitwohnungen, welche bereits
vor dem Abstimmungstermin bestanden haben, dürften weiterhin bestehen bleiben
und auch als solche verkauft und vererbt werden. Am 18.6. äusserten sich Behörden,
Parteien und Organisationen in einer konferenziellen Anhörung zum Entwurf. Ein reges
Tauziehen spielte sich ab zwischen den Befürwortern der Initiative, welche eine rasche
und stringente Umsetzung ihres Anliegens forderten, und den Gegnern der Initiative,
die Ausnahmeregelungen schaffen und die Übergangsbestimmungen erst per Beginn
2013 in Kraft setzen wollen. Auch im Bundesrat zeigte man sich uneinig, wie die
Umweltministerin Mitte August nach der ersten Sitzung zum Verordnungsentwurf
bekannt gab. Eine Woche später präsentierte die Regierung dann aber doch die neue
Übergangsverordnung, die hingegen nicht wie ursprünglich von der Umweltministerin
gewünscht auf den 1. September 2012, sondern erst per 1. Januar 2013 in Kraft tritt.
Nicht nur in diesem Punkt kam der Bundesrat dank Engagement der bürgerlichen
Regierungsmitglieder den Bergkantonen und der Hotellerie entgegen: Ausnahmen sieht
die Verordnung auch für bestehende Wohnungen im Sinne des Besitzstandes, für
bewirtschaftete Neubauten, für Rustici und Maiensässe, sowie unter restriktiven
Bedingungen ebenfalls für die Umnutzung von Hotels in Zweitwohnungen vor. Eine
letzte Ausnahme gilt für Grossprojekte, wie das Andermatter Resort von Samih Sawiris,
sofern vor dem Abstimmungstermin bereits ein bewilligter Sondernutzungsplan vorlag.
Die Zeitung Südostschweiz bezeichnete die neue Regelung als «Sieg für die Verlierer»
und sowohl der Kanton Graubünden als auch der Kanton Wallis zeigten sich zufrieden
mit den beschlossenen Übergangsbestimmungen. Von Seiten der Initianten äusserte
man sich teilweise reserviert. Zufrieden gab sich Vera Weber, Vizepräsidentin der
Fondation Franz Weber und Tochter des Umweltschützers, mit der vom Bundesrat
gewählten Definition des Zweitwohnungsbegriffes, äusserte jedoch Bedenken zu den
durch die Ausnahmebestimmungen potentiell geschaffenen Schlupflöchern, die eine
korrekte Umsetzung der Initiative verhindern könnten. Die Übergangsbestimmungen
gelten ab 2013 bis zum Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes. Die Botschaft für dieses
neue Gesetz soll noch vor Ende 2013 verabschiedet werden. 1
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1) Medienmitteilung BR und UVEK vom 22.8.12; NZZ, 9.5. und 25.5.12, Presse vom 16.8. und 23.8.12, BaZ, 23.8.12
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